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 Yeboah-Untersuchungsausschuss beendet 
Eine Bilanz

Von Patrick Hackenspiel, Roland Röder und Hans Wolf 

Es ist einiges passiert, wenn ein Ex-Innen-
minister (SPD), ein Ex-Oberbürgermeister 
(CDU) und ein Ex-Polizeipräsident (CDU) 
den antifaschistischen Organisationen, die 
die Aufklärung im Mordfall Samuel Yeboah 
politisch durchgesetzt haben, recht geben. 
Dies taten sie vor und nach dem parlamenta-
rischen Untersuchungsausschuss (UA) »Rassi-
stische Anschlagsserie« mit dem epischen Un-
tertitel »Umgang der saarländischen Behör-
den mit dem Brandanschlag vom 19. Sep-
tember 1991 in Saarlouis-Fraulautern und 
mit weiteren ausländerfeindlichen Straftaten 
sowie deren Opfern zu Beginn der neunziger 
Jahre im Saarland«. Umgangssprachlich heißt 
er »Yeboah-UA«. Vom 4. Oktober 2023 bis 
zum 31. März 2026 setzte er sich in 31 Sit-
zungen – die Mehrzahl davon nicht öffent-
lich ‒ mit dem saarländischen Staatsversagen 
in den 1990ern und später auseinander. Von 
den über 20 rechten Anschlägen wurde kei-
ner aufgeklärt. Der rassistische Mord an Sa-
muel Yeboah am 19. September 1991 und der 
Bombenanschlag auf die Ausstellung »Vernich-
tungskrieg ‒ Verbrechen der Wehrmacht« am 
9. März 1999 waren die bekanntesten. Befragt 
wurden Zeitzeugen und Vertreter von Parteien, 
Justiz, Verfassungsschutz, Polizei und Ministe-
rien sowie kommunale Angestellte. 

Polizei, Justiz und Parteien verweigerten 
30 Jahre lang die Aufklärung und wollten kei-
ne organisierten rechten Strukturen im Saar-
land gesehen haben. Stattdessen bagatellisier-
te man das Ganze als Streitereien zwischen 
rechten und linken Jugendlichen. Es waren Or-
ganisationen wie die Aktion 3. Welt Saar, der 

Saarländische Flüchtlingsrat, die Antifa Saar 
und Menschen aus deren Umfeld sowie später 
die Heinrich-Böll-Stiftung Saar und die Saar-
brücker Hefte, die dem staatlichen Wegschauen 
widersprachen. Sie erreichten, dass der »Mord-
fall Yeboah« nie in Gänze aus der Öffentlich-
keit verschwand und eine Zeugin dazu 2019 
die entscheidende Aussage machte. In der Fol-
ge gab es zum ersten Mal seriöse polizeiliche 
Ermittlungen, in Koblenz wurden zwei Ober-
landesgerichtsverfahren durchgeführt und ein 
Täter verurteilt. Der Landtag des Saarlandes 
setzte einen parlamentarischen UA ein, eta-
blierte einen Opfer-Entschädigungsfonds und 
ernannte einen Anti-Rassismus-Beauftragten. 
Einen offiziellen Abschlussbericht soll es frü-
hestens im Juni 2026 geben.

Die Höhepunkte

Dem UA gehörten drei Landtagsabgeordne-
te von der SPD (Sevim Kaya Karadag, Sandra 
Quinten, Kira Braun), zwei von der CDU 
(Patrik Waldraff, Anja Wagner-Scheid) und 
Christoph Schaufert von der AfD als bera-
tendes Mitglied an. Die AfD setzte ihre Teil-
nahme per Gerichtsbeschluss durch. Eini-
ge Ausschussmitglieder haben sich tief in die 
Materie eingearbeitet und mit ihren Fragen 
ernsthaft nach Antworten auf das aktive staat-
liche Wegschauen gegenüber den rechten An-
schlägen gesucht. Bei Zeugenbefragungen – 
vor allem von Polizei und Verfassungsschutz 
– gab es leider oft einen Ausschluss der Öf-
fentlichkeit. Im öffentlichen Teil gab es – von 
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drei Ausnahmen abgesehen – dabei zwar nichts 
grundlegend Neues, aber Erkenntnisse wie das 
staatliche Wegschauen wurden detailreich be-
stätigt. 

Friedel Läpple (SPD), von 1985 bis 1999 In-
nenminister, meinte bei seiner Befragung am 
1. April 2025, dass er in den 1990er-Jahren 
nie warm mit der Polizeidienststelle in Saar-
louis geworden sei. Er hätte immer ein ko-
misches Gefühl gehabt, wenn er dort gewe-
sen war, so als wäre eine Mauer zwischen dem 
Gros der Polizisten und ihm als Vorgesetzten. 
Wenn schon der Innenminister keinen Zugang 
zu »seinen« Polizisten hatte, dann war der für 
Bürger und Jugendliche, die sich gegen rechts 
wehrten, noch weniger vorhanden. Schade, 
dass seine Distanz in den 1990ern nicht in ein 
Aufklärungsinteresse mündete. 

Hans-Joachim Fontaine (CDU) war von 1997 
bis 2005 OB von Saarlouis. In seine Amts-
zeit fiel am zehnten Jahrestag des Mordes 
das städtische Abmontieren einer Gedenkta-
fel für Samuel Yeboah von der Rathaus-Fassa-
de. In einem vierjährigen (!) Rechtsstreit ge-
gen den Anmelder einer Demonstration er-
kämpfte Fontaine 134,50 Euro Schadenser-
satz für die Stadtkasse. Dieselbe Tafel stellt 
nun sein Nachfolger (Marc Speicher, CDU) 
seit dem 27. Juni 2025 im Rathaus aus. In 

der UA-Sitzung am 2. September 2025 über-
raschte der Ex-OB Fontaine mit zwei Aussa-
gen: Ja, die Stadt Saarlouis hätte Wert auf ihr 
Image gelegt; sie sollte nicht als Hochburg ge-
waltbereiter Rechter in die Schlagzeilen kom-
men, und die Polizei hätte kein großes Aufklä-
rungsinteresse gehabt. 

Norbert Rupp (CDU) war von Oktober 2011 
bis Juli 2023 Polizeipräsident des Saarlandes. 
Er entschuldigte sich bereits am 4. April 2022 
für das polizeiliche Versagen: »Ich entschuldi-
ge mich im Namen des Landespolizeipräsidi-
ums dafür, dass offensichtlich auch Defizite in 
der damaligen Polizeiarbeit zur Einstellung der 
Ermittlungen geführt haben.« Am Rande der 
22. UA-Sitzung vom 25. November 2025 be-
nannte er explizit Verfehlungen und Versäum-
nisse der Polizei bei der Erhebung und Bewer-
tung von Spuren sowie dem Informationsfluss. 
Dies sei nicht nur 1991/92 so gewesen, son-
dern dauerte bis 2019 an. In diesem Zeitraum 
gab es immer wieder neue Hinweise, die nicht 
ordnungsgemäß bearbeitet wurden.

Läpple, Fontaine und Rupp bestätigten mit ih-
ren Aussagen die Einschätzungen von Antifa-
schisten zum staatlichen Wegschauen und da-
mit letztlich zu der unheimlichen Allianz zwi-
schen rechten Terrorgruppen und staatlichen 
Stellen.

Die Übergabe der Gedenktafel für Samuel Yeboah am 27. Juni 2025 in Saarlouis, v. l. n. r. Roland Röder, 
OB Marc Speicher, Thorsten Wagner. Foto: Aktion 3. Welt Saar
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Keine Nazis als Zeugen geladen

Beeindruckend waren die Aussagen von zehn 
Zeitzeugen in der ersten öffentlichen Sit-
zung am 18. Juni 2024. Sie beschrieben die 
beklemmende Atmosphäre im Saarlouis der 
1990er-Jahre. Leider verzichtete der Ausschuss 
darauf, die, teils ehemaligen, Nazis vorzuladen 
und zu befragen. Das war ein kapitaler Fehler 
und eine vertane Chance, mehr über mögliche 
Verbindungen zwischen ihnen und staatlichen 
Stellen zu erfahren. Damit entließ man dieje-
nigen, die ursächlich für das rassistische Kli-
ma in der Region Saarlouis waren, aus ihrer 
Verantwortung. Der Saarländische Rundfunk 
und die Saarbrücker Zeitung berichteten aus-
führlich über mehrere UA-Sitzungen. Dieses 
Verhalten ist entgegengesetzt zu ihrem Weg-
schauen und Bagatellisieren in den 1990er- 
und 2000er-Jahren. 

Selbstverständlich hat der Saarländische Ver-
fassungsschutz (VS) keine Fehler gemacht. Die 
Behördenleiter Helmut Albert (1993‒2021) 
und Gerhard Metzler (1985‒1993), die am 
8. April 2025 befragt wurden, wollen nichts 
falsch gemacht haben. Verbindungen zu den 
Nazis – durch Spitzel oder informelle Mitar-
beiter – stritten sie ab. Sie seien durch Per-
sonalkürzungen in ihrer Arbeit gehandicapt 
gewesen. Der aktuelle Leiter des VS, Ulrich 
Pohl, wurde am 5. Juni 2025 überwiegend un-
ter Ausschluss der Öffentlichkeit befragt. 

Lafontaines Täter-Opfer-Umkehr

Ebenfalls alles richtig gemacht hat, seiner Mei-
nung nach, Oskar Lafontaine. Er wurde am 
1. April 2025 befragt und zeigte sich genervt 
darüber, dass er überhaupt erscheinen muss-
te. Er nutzte die Gelegenheit, um seine Tä-
ter-Opfer-Umkehr zu betreiben: Er hätte mit 
seinem Eintreten für die Beschneidung des 
Asylrechtsparagraphen 16 im Grundgesetz – 
der wurde im Mai 1993 im Bundestag mit den 
Stimmen von CDU, CSU, FDP und Teilen 
der SPD »gerupft« – dafür gesorgt, dass we-
niger Flüchtlinge nach Deutschland kamen. 
Deswegen hätte es in der Folge weniger An-
schläge gegeben. 

Die Beteiligung von NGOs an den Sitzun
gen des UA war dürftig. Einzig die Heinrich-
Böll-Stiftung Saar und die Aktion 3. Welt Saar 
nahmen an den Sitzungen teil. Auffallend war 

auch die Abwesenheit von Gewerkschaften 
und von Gruppierungen, die heute bei Son-
nenschein mit viel Empörung im Bauch ge-
gen die AfD auf die Straße gehen und für De-
mokratie demonstrieren. Diese Ignoranz und 
diese Geschichtsvergessenheit sind leider bei 
staatlich alimentierten Antirassismusgruppen 
häufig. Immerhin war die (späte) Aufklärung 
des rassistischen Mordes an Samuel Yeboah 
ein großer antifaschistischer Erfolg für die De-
mokratie. Der gesamte Yeboah-Fall zeigt, dass 
ohne eine aktive Zivilgesellschaft nichts aufge-
klärt worden wäre. Die Annahme, dass das da-
malige Staatsversagen heute nicht mehr mög-
lich sei, ist gewagt. Deshalb ist organisierter 
Antifaschismus nötig und darf nicht pauschal 
kriminalisiert werden.


